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Landkreistag Sachsen-Anhalt 





       18. Juni 2003

Az.: 014-7

30. Landräte-Seminar am 05./ 06. Juni 2003 in Quedlinburg, Ringhotel Schlossmühle;

Ergebnisvermerk

1. Verwaltungsreform in der Umweltverwaltung
In Vorbereitung des Gesprächs der Herren Landräte mit Herrn Ministerpräsident Prof. Dr. Böhmer am 10. Juni 2003 wird folgende gemeinsame Position zur Verwaltungsreform in der Umweltverwaltung erarbeitet:

· Die Landkreise sind grundsätzlich bereit, alle erstinstanzlichen Verwaltungsaufgaben aus dem Umweltbereich zu übernehmen.

· Hierzu muss eine möglichst hohe Kostenerstattung erreicht werden, die möglichst lange verlässlich gesichert ist.

· Die Kostenerstattung wird sich überwiegend an den Kosten für das vom Land zu übernehmende Personal orientieren. Im Durchschnitt kann davon ausgegangen werden, dass die Landkreise zwischen 4 – 7 Personen für eine qualifizierte Wahrnehmung der Fachaufgaben benötigen.
· Da die Fallzahlen z. Zt. mit Stichtag 01.01.2004 nicht verbindlich vorliegen, bietet sich ein Korridor für die Personalübernahme an, der es den Landkreisen ermöglicht, innerhalb eines bestimmten Zeitraumes zu gleichen Konditionen Landespersonal „nachzuordern“.

· Mit Blick auf die Vergütungsunterschiede zwischen Land und Kommunen ist die Möglichkeit von Herabgruppierungen zu prüfen. Hilfreich könnte im Beamtenbereich die Aufhebung der KomStOVO sein.

· Die Binnenverteilung des mit dem Land ausgehandelten Kostenrahmens zwischen den einzelnen Landkreisen und kreisfreien Städten soll in einem zweiten Schritt  erarbeitet werden. Grundlage muss Art. 87 Abs. 3 LV LSA sein. 

· Die Kostenregelung mit dem Land und die horizontale Verteilung sollten im FAG, aber außerhalb der Finanzausgleichsmasse erfolgen.

· Für die vom MP angekündigte Arbeitsgruppe wird seitens des Landkreistages neben dem Geschäftsführer Herr LR Hellmuth als Vorsitzender des Fachausschusses für zentrale Steuerung, Finanzen benannt. Zur Unterstützung könnte eine Arbeitsgruppe auf Ebene des Landkreistages mit fünf Landkreisen eingerichtet werden.
2. Interkommunale Verwaltungsreform 
Geschäftsführer Gertler berichtet, dass die Möglichkeiten der interkommunalen Verwaltungsreform von dem Gesetzentwurf zur Fortentwicklung der Verwaltungsgemeinschaften entscheidend beeinflusst werden. Während die maßgeblichen Einwohnerzahlen mit 8.000 EW für Einheitsgemeinden und 10.000 EW für Verwaltungsgemeinschaften zwischenzeitlich sicher scheinen, sei an eine gesetzliche Übertragung von Selbstverwaltungsaufgaben auf die Verwaltungsgemeinschaften durch die Regierungsfraktionen derzeit nicht gedacht.

Landrat Dr. Pietsch verweist auf die Notwendigkeit, dass die Landkreise bei allen Schritten der gemeindlichen Verwaltungsreform mitwirken können müssten, um vertretbare Lösungen zu erreichen. Soweit sich die Verwaltungsgemeinschaften ohne Einschränkungen freiwillig auch kreisgebietsüberschreitend zusammenfinden, würden die vorhandenen kreislichen Planungen unterlaufen und ausgehöhlt. Er bittet daher den Landkreistag Sachsen-Anhalt, die Landesregierung auf diese Gefahr hinzuweisen. 
3. Auswirkungen der Steuerschätzung Mai 2003 auf die Kommunalfinanzen in den nächsten Jahren
Referent Theel erläutert die regionalisierten Ergebnisse des Arbeitskreises „Steuerschätzung“ für Sachsen-Anhalt. Nach den vom Finanzministerium zugeleiteten Daten habe das Land Sachsen-Anhalt zwar für das Haushaltsjahr 2004 mit rd. 471,0 Mio. Euro höheren Einnahmen gerechnet. Der jetzt prognostizierte Wert liege aber immerhin noch 180 Mio. Euro über den für 2003 erwarteten Steuereinnahmen. Soweit es dem Land gelingt, seine Ausgaben in 2004 konstant zu halten, würden also die voraussichtlichen Einnahmen ausreichen. 
Bezogen auf den kommunalen Finanzausgleich habe die Geschäftsstelle errechnet, dass die Zahlungen des Statistischen Landesamtes in 2003 um rd. 114,0 Mio. Euro zu hoch ausfallen werden. Dieser Wert dürfte von der Finanzausgleichsmasse 2004 abgezogen werden. Ohne weitere Kompensation durch das Land lägen damit die allgemeinen Zuweisungen der Landkreise in 2004 rd. 46,0 Mio. Euro unter den Ist-Zahlungen des Statistischen Landesamtes in 2003. 
Als Tischvorlage verteilt Referent Theel eine aktuelle Übersicht über den Stand der Haushaltsberatungen 2003 in den Landkreisen Sachsen-Anhalts. Danach beträgt der Fehlbetrag in den Verwaltungshaushalten der 21 Landkreise derzeit rd. 92,6 Mio. Euro.

Im Folgenden stellt Referent Theel den Forderungskatalog an die Landesregierung vor, den der Fachausschuss für zentrale Steuerung, Finanzen und Kommunalrecht am 03. Juni 2003 einstimmig beschlossen habe. Im Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Maßnahmen:

· Aufstockung der Finanzausgleichsmasse um rd. 150,0 Mio. Euro durch Anhebung der Beteiligungsquote der Kommunen an den dem Land zufließenden Bundesergänzungszuweisungen nach § 11 Abs. 4 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern von 23 v. H. auf mindestens 30 v. H..
· Bildung einer einheitlichen Teilmasse für Investitionshilfen mit einem konstanten Prozentsatz von 10 v. H. an der Finanzausgleichsmasse.

· Ausgleich der Kosten des Grundsicherungsgesetzes. 

· Finanzierung des kommunalen Anteils an der Krankenhausumlage durch das Land.

· Verstetigung des kommunalen Investitionsprogramms 2003 bis 2006.

· Kommunales Straßenbauprogramm 2004 bis 2006 aus EU-Strukturfondsmitteln.

· Unterstützung der Vorschläge der kommunalen Spitzenverbände auf Bundesebene für eine modernisierte Gewerbesteuer im Bundesrat.

· Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe mit dem Ziel einer echten Entlastung der Landkreise und kreisfreien Städte. Hierzu scheint uns das Modell des Deutschen Landkreistages die geeignetste Lösung zu bieten.

Die Landräte nehmen Kenntnis und beauftragen den Vorsitzenden des Fachausschusses, Herrn Landrat Hellmuth, das Gespräch bei Herrn Ministerpräsidenten am 10. Juni 2003 dafür zu nutzen, auf die prekäre Finanzsituation der Landkreise im Land Sachsen-Anhalt hinzuweisen. 

4. Verfassungsbeschwerden gegen das Haushaltssanierungsgesetz und das Grundsicherungsgesetz
Die Landkreise Merseburg-Querfurt, Jerichower Land und Wernigerode haben derzeit Kreistagsbeschlüsse vorliegen, die die Herren Landräte beauftragen, die Möglichkeiten einer Verfassungsbeschwerde gegen das Finanzausgleichsgesetz in der Fassung des Haushaltssanierungsgesetzes 2003 zu prüfen. Es wird Einvernehmen darüber erzielt, die Erfolgsaussichten eines entsprechenden Gerichtsverfahrens zunächst mit dem Deutschen Landkreistag zu besprechen. Soweit dort eine positive Einschätzung signalisiert wird, sollte ein Rechtsgutachten die Sachlage analysieren, bevor schließlich die Verfassungsbeschwerde eingelegt wird. 
Die Geschäftsstelle wird beauftragt, angesichts der sich aus der Steuerschätzung abzeichnenden weiteren Verschlechterung der kommunalen Finanzausstattung in 2004 das Innenministerium um Stellungnahme zu bitten, unter welchen Voraussetzungen Haushaltsgenehmigungen in 2004 erteilt werden können. 

Herr Struckmeier erinnert an die im 29. Landräte-Seminar getroffene Verabredung der Landräte, vor der Entscheidung über eine Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das Grundsicherungsgesetz die tatsächliche Kostenentwicklung bei den Landkreisen mit Stichtag 31.03.2003 zu erheben. Da sich die Landkreise nicht in der Lage gesehen hätten, repräsentative Daten der Geschäftsstelle fristgerecht zu übermitteln, habe der Fachausschuss für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales die Erhebung auf den Zeitraum 01.01. bis 31.05.2003 ausgedehnt. Übermittlungsfrist sei der 09.06.. Es zeichne sich aber ab, dass auch die verlängerte Frist nicht von den Landkreisen eingehalten werden könne, insbesondere auch der Abarbeitungstand in den einzelnen Landkreisen kein repräsentatives Bild über die zukünftige Finanzierungslast widerspiegele. Nach den der Geschäftsstelle vorliegenden Informationen aus den Landkreisen läge der Abarbeitungsstand zwischen 20 und 50 %, wobei zumeist die offenkundigen Ablehnungsfälle entschieden seien. Ergänzend weist Struckmeier darauf hin, dass zum 01.07.2002 mit Neu- und Wiederholungsanträgen zu rechnen sei, da die Rentenversicherungsträger zu dem genannten Zeitpunkt Rentenanpassungen vornehmen.


Zwischen den Landräten wird daraufhin vereinbart, die Erhebung auf das erste Halbjahr 2003 auszudehnen. Die Ergebnisse sollen der Geschäftsstelle dann umgehend im Juli übersandt werde. 


Gleichzeitig bittet LR Dr. Ermrich, in den Landkreisen für eine möglichst zeitnahe Abarbeitung der Anträge auf Grundsicherungsleistungen Sorge zu tragen, ggf. organisatorische und personelle Maßnahmen zu treffen.

5. Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Rettungsdienstgesetzes

Herr Struckmeier informiert zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Novellierung des Rettungsdienstgesetzes. 


Das MS habe seinen Referentenentwurf am 02. Juni 2003 im Landesbeirat für das Rettungswesen den dort vertretenen Institutionen vorgestellt und nochmals erläutert. In der nachfolgenden Diskussion sei deutlich geworden, dass der Referentenentwurf in der vorliegenden Form im Landesbeirat für das Rettungswesen auf breite Ablehnung stoße. Für den Gesetzentwurf habe sich im Landesbeirat keine der dort vertretenen Institutionen ausgesprochen. Das MS gebe den im Landesbeirat vertretenen Institutionen Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme bis 25. Juni 2003. 


Die verschiedenen im Landesbeirat für das Rettungswesen vertretenen Institutionen hätten allerdings sehr unterschiedliche Vorstellungen über mögliche Novellierungsinhalte erkennen lassen. Es sei auch deshalb schwer einzuschätzen, wohin das weitere Gesetzgebungsverfahren gehen könne.

Nachfolgend erörtern die Landräte die Themen der Trennung Notfallrettung und qualifizierter Krankentransport, Sicherstellung der notärztlichen Versorgung, Hilfsfristen und Erhalt der integrierten Leitstellen.


Herr LR Dammer berichtet zu Überlegungen, eine gemeinsame Leitstelle für die Landkreise Anhalt-Zerbst, Wittenberg und ggf. weitere benachbarte Landkreise einzurichten. 


Herr Struckmeier gibt zu bedenken, dass eine Novelle des Rettungsdienstgesetzes ggf. dann verhindert werden kann, wenn dem Land etwas „angeboten“ wird. Da die Landkreise hinsichtlich ihrer Leitstellen in den nächsten Jahren mit einem Investitionsbedarf wegen des Alters bzw. wegen der Einführung des digitalen Funknetzes (BOS-Funk) rechnen müssen, sollte hier über eine kreisübergreifende Zusammenarbeit und eine Reduzierung der Zahl der Leitstellen nachgedacht werden.


Demgegenüber wird von einzelnen Landräten auf die Schwierigkeit hingewiesen, wegen der weiterhin im Raum stehenden Kreisneugliederung kreisübergreifende Rettungsdienststrukturen zu bilden. 
6. Sonstiges

6.1 Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“


Herr Struckmeier teilt mit, dass Bund und Länder am 12. Mai 2003 die Verwaltungsvereinbarung zum Investitionsprogramm „Zukunft, Bildung und Betreuung“ unterzeichnet haben. Mit dem Programm soll die Schaffung einer modernen Infrastruktur im Ganztagsschulbereich unterstützt und der Anstoß für ein bedarfsorientiertes Angebot in allen Regionen gegeben werden. Näheres bitten er dem als Tischvorlage verteilten Vereinbarungstext zu entnehmen. 


Dem Land Sachsen-Anhalt werden aus dem genannten Investitionsprogramm für die Jahre 2003 - 2007 insgesamt 125.874.570 € zufließen. Die Finanzhilfen des Bundes sollen eingesetzt werden für Investitionen zum Ausbau neuer Ganztagsschule, zur Weiterentwicklung bestehender Schulen zu Ganztagsschulen, zur Schaffung zusätzlicher Ganztagsplätze an bestehenden Ganztagsschulen sowie zur qualitativen Weiterentwicklung bestehender Ganztagsschulen. Gefördert werden können Ganztagsschulen im Sinne der jeweiligen Landesregelungen, die ein pädagogisches Konzept verfügen. Ferner werden Schulen einschließlich angegliederter Horte sowie Kooperationsmodelle zwischen Schule und Trägern der Jugendhilfe auf der Grundlage eines gemeinsamen pädagogischen Konzepts gefördert, wenn die Weiterentwicklung zu einem in die Schule fachlich integrierten Ganztagsangebot angestrebt wird (vgl. Art. 1 Abs. 1 der Verwaltungsvereinbarung). 


Die Geschäftsstelle habe mehrere Gespräche mit Vertretern der zuständigen Fachabteilung zur Umsetzung des genannten Bundesprogramms geführt. Das MK habe sich bisher nicht abschließend geäußert. Erkennbar sei, dass die zuständige Fachabteilung im MK eine weitgehende Steuerungsfunktion der Landkreise bei der Verteilung der Mittel anstrebe, demgegenüber die „Hausspitze“ des MK die Steuerung durch das MK favorisiere. Bemerkenswert sei, dass der SGSA ebenfalls Bedenken gegen eine Steuerung durch die Landkreise äußere.

Die Geschäftsstelle werde in der nächsten Sitzung des Fachausschusses für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales am 24.06.2003 über das Programm und die bis dahin hoffentlich konkreteren Vorstellungen des MK berichten. 

6.2 Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über Kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA)

Referent Theel erinnert an das Rundschreiben-Nr. 230/2003 vom 26. Mai 2003, mit dem die Geschäftsstelle den Gesetzentwurf zum GKG-LSA übersandt und um Zuarbeiten bis zum 05. Juni 2003 gebeten habe. Da erst wenige Antworten der Landkreise vorliegen, erinnert er an die Übersendung der noch fehlenden Stellungnahmen. 

6.3 Tarifvertrag zur Zusatzversorgung der Angestellten

Referent Theel berichtet, dass der Kommunale Arbeitgeberverband Sachsen-Anhalt zwischenzeitlich mit der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) einen Rahmentarifvertrag zur Senkung der Beitragshöhe in der Zusatzversorgung bei wirtschaftlicher Notlage paraphiert habe, der die Grundlage für die entsprechenden Anwendungstarifverträge für die Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Sachsen-Anhalt bilde. Damit seien die Bemühungen der Landkreise zu einem ersten Erfolg gelangt, angesichts der prekären Haushaltssituation der Landkreise die Möglichkeiten aus § 15 Abs. 3 ATV-K zu nutzen. 

6.4
Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer/-innen im kommunalen öffentlichen Dienst

Referent Theel berichtet über das Gespräch der kommunalen Spitzenverbände mit den kommunalen Vertretern im Vorstand des Kommunalen Schadenausgleichs und dessen Geschäftsführer. Der KSA verfolge die Absicht, einen Gegenseitigkeitsverein zu gründen, um seinen Mitgliedern ein eigenes Angebot zur Entgeltumwandlung unterbreiten zu können. Aus Sicht der Geschäftsstelle reichen allerdings die vorhandenen Angebote insbesondere der Zusatzversorgungskasse Sachsen-Anhalt, der Sparkassen und der ÖSA völlig aus, um die Interessen der Arbeitnehmer aus dem Tarifvertrag angemessen wahrnehmen zu können. Von daher sei es nicht zweckmäßig, dass der KSA mit organisatorischem und finanziellen Aufwand erst einen Gegenseitigkeitsverein gründet, um die Entgeltumwandlung durchführen zu können. Im Übrigen sei der KSA ein überregionaler Anbieter, der zu den Angestellten in den kommunalen Verwaltungen in Sachsen-Anhalt bisher keinen Bezug hat. Da nur ein kleiner Personenkreis von dem Tarifvertrag überhaupt Gebrauch macht und die Renditeerwartungen aller Anbieter von der Entwicklung des Kapitalmarktes abhängen, könne auch kein qualitativer Unterschied ein zusätzliches Angebot des KSA rechtfertigen.

6.4 ÖPNV


Auf Anfrage berichtet Referent Weiß, das Verfassungsgericht werde zur ÖPNV-Verfassungsbeschwerde am 08.07.2003 voraussichtlich eine Entscheidung verkünden. Da das Land in der letzten mündlichen Verhandlung vorgetragen habe, zwei Landkreise bräuchten keine eigenen Finanzmittel für den ÖPNV einsetzen, habe die Geschäftsstelle Prof. Wendt Hinweise hierzu gegeben, damit schriftsätzlich dem Gericht die Hintergründe und Fakten richtig dargestellt werden können. Die Abstimmung des Schriftsatzes werde in der kommenden erfolgen.

6.5 Kreisstraßenunterhaltung


Zur Unterhaltung der Kreisstraßen und dem Angebot des Landes zur Übernahme der Unterhaltungsmaßnahmen für die Landkreise, kommen die Landräte überein, dass jeder Landkreis seine individuellen Vorstellungen verfolgen werde. Bei Gelegenheit werde man sich über die Verhandlungsergebnisse austauschen.   
6.6 Strukturdiskussion 

Präsident Dr. Ermrich weist auf die Notwendigkeit einer Strukturdiskussion mit dem Land hin, damit bei der Neuordnung der Verwaltung auch der ländliche Raum angemessen berücksichtigt werde. So sei es angesichts der technischen Anbindung der Katasterämter nicht zu rechtfertigen, dass diese ausschließlich in den Obenzentren angesiedelt werden sollen. 
6.7
Das nächste Landräte-Seminar findet am 28./29. August 2003 im Landkreis Sangerhausen in Oberröblingen statt.
Theel
Geschäftsführendes

Präsidialmitglied

